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Badischer Landtag.
erricht der ^ werten

L1L . öffentliche Sitzung
am Dienstag , den 24 . Juni 1902 .

Am Regierungstisch : Minister des Innernvr . Schenkel, Direktor der Oberdirektion des Master- und
Straßenbaus Geh . Rath Honsell , Oberregierungsrath
Schulz ; später : Finanzminister vr . Buchenberger , Geh.
Rath vr . Reinhard und Ministerialrath 0r . Nicolai.

Präsident Gönner eröffnet um Uhr die Sitzung.
Nach Verlesung der Einläufe wird die Berathung über

die Regierungsvorlage , betreffend die Rheinregu¬
lirung zwischen Sondernheim und Straßburg , fort¬
gesetzt . Die Debatte wurde gestern geschlossen , es folgen
heute noch die Schlußvorträge des Vertreters der Antrag¬
steller und des Kommisfionsberichterstatters.

Abg . Dreesbach : Der Minister und der Abg . Binz
glauben, an mir eine neue Seite entdeckt zu haben , die
sie einigermaßen befriedigt : den Patriotismus . Schon
häufig habe ich es zurückgewiesen, wenn man uns allen
und jeden Patriotismus absprechen wollte , wenn man uns
hinstellte als Diejenigen , die nur mit der Stange im
Nebel der Jnternationalität herumfahren und die In¬
teressen des Landes , in dem sie geboren wurden, außer
Acht lasten . Wir haben mit unseren Anträgen schon oft
bewiesen, daß wir patriotischer sind als die anderen
Herren. Gegen den Vorwurf , ich hätte mich lediglich
aus Lokalpatriotismus gegen die Erfüllung einer kul¬
turellen Aufgabe gewendet , muß ich mich ganz entschieden
verwahren. Aus meiner ganzen Rede ist nicht der ge¬
ringste Anklang dahin zu entnehmen, daß ich überhaupt
gegen jede Fortsetzung der Schifffahrt auf dem Rhein
wäre. Es kann hier durchaus nicht ein Vergleich mit
dem Mittellandkanal gezogen werden . Wir sind nicht
gegen die Eröffnung neuer oder die Fortsetzung alter
Verkehrswege , wenn sie dem allgemeinen Interesse Nutzen
schaffen . Wir lassen uns aber auch nicht durch das
Schlagwort „Eröffnung von Verkehrswegen" blenden wie
diejenigen , die mit Eisenbahntarifen alle Schlachten
schlagen und das Wohl und Wehe der Gesellschaft regu-
liren wollen . So find wir nicht fanatisirt einseitig .
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Wenn wir uns hiergegen wenden , so geschieht dies des¬
halb , weil zwar nicht in den gestern gehaltenen Reden,
wohl aber in der Regierungsvorlage die Sache selbst als
sehr zweifelhaft geschildert wird , mit Rücksicht auf die
Schäden, die daraus für Baden erwachsen werden. Daß
wir trotz dieser Schäden uns mit beinahe der Hälfte an
den Kosten der Unternehmung betheiligen sollen , das
brachte mich dazu , hier meine Bedenken geltend zu machen .
Wenn die Rheinregulirung vom gesammten Deutschen
Reiche ausgeführt würde , so hätte ich nichts gegen eine
Betheiligung unsererseits einzuwenden . Hier aber sollen
wir acht Millionen ansgeben , wesentlich zum Vortheil
Elsaß-Lothringens.

Der Herr Minister nimmt an , ich hätte mehr Beweise
beibringen sollen. Ich kann doch nicht verpflichtet sein ,
der Regierung den Nachweis dafür zu erbringen , daß ihre
Vorschläge stimmen , sie muß uns vielmehr diesen Nach¬
weis erbringen. Aus den Darstellungen der Regierungs¬
vorlage gewinnt aber jeder unbefangene Leser mit Noth-
wendigkeit die Ueberzeugung : Baden thut hier aus freund¬
nachbarlichen Rücksichten einen Schritt , zu dem es nicht
verpflichtet ist und der ihm keinen Vortheil bringt . Ich

kann es natürlich nicht wagen , einer so bedeutenden Au¬
torität wie dem Herrn Oberbaudirektor Honsell in technischer
Beziehung entgegenzutreten . Wenn aber die Regierung am
Nutzen der Durchführung des Projektes selbst zweifelt , so
wird man es mir als Laien nicht verdenken , wenn ich
meinen Zweifeln Ausdruck gebe. So weit gehe ich in
meinem Glauben an die Autorität des Herrn Oberbau¬
direktors nicht, wie der Herr , dem es genügt , wenn er
seinen Namen unter dem Projekte liest . Einen derarti¬
gen Glauben , der Berge versetzen kann , habe ich nicht .
Es stehen auch Autoritäten auf der andern Seite ! Ganz
anders allerdings als die Begründung der Vorlage klangen
gestern die Reden . Insbesondere ist der Herr Minister
davon felsenfest überzeugt , daß jeder Zweifel ausgeschlossen
ist . Da ich aber annehme , daß die Begründung einer
solchen Vorlage nicht ohne Mitarbeit des Ministers er¬
folgt, kann ich mir nicht erklären , wie es möglich ist , daß
die Vorlage solche Zweifel laut werden läßt.

Man hat versucht, mich mit den Ostelbiern in Parallele
zu setzen , die gegen die Errichtung neuer Transitlager



auftreten . Demgegenüber weise ich auf meine Thätigkeit
im Reichstag hin . Als Mitglied der Kommission für
das Zolltarifgesetz habe ich mit der Regierung Schulter
an Schulter für die Errichtung neuer Transitlager ge¬
kämpft mit Rücksicht auf den Kehler Hafen. Wir haben
Anträge gestellt , die bezweckten , am ganzen Rhein Transit¬
lager zu erhalten und den Bodenseestädten Konstanz,
Friedrichshafen und Lindau diese Vergünstigung zu ver¬
schaffen. Wenn ich trotzdem sagte , es sei meine Ueber -
zeugung , daß Kehl keine Transitlager bekommen werde ,
so habe ich damit nur eine Thatsache ausgesprochen , habe
mich aber damit keineswegs von meinem Parteistandpunkte
aus einverstanden erklärt. Nicht einmal die Verbündeten
Regierungen werden dafür zu haben sein , darum sagte
ich : wenn überhaupt etwas vom Zolltarif zu retten ist,
so ist die Errichtung neuer Transitlager ausgeschlossen.
Hierbei bleibe ich , unbekümmert darum , ob mich der
Minister Arm in Arm mit dem Abg. Binz als Agrarier
hinstellt oder nicht . Wenn die Regierung aber tbatsäch-
lich Transitlager für Kehl durchzusetzen versuchen will , so
wird sie keine eifrigere Helfer finden als uns . Die
Agrarier fürchten von den Lagern den Preisdruck des
Getreides , darum sind sie dagegen , und sie lassen sich
hiervon auch nicht durch den Nachweis ubbringen , daß
es für den Weltmarktpreis gleichgiltig ist , ob diese Lager
sich in Genua oder in Deutschland befinden .

Wer sich durch meine Bemerkung, Baden sei bei dem
Vertrag über's Ohr gehauen worden, beleidigt fühlen will,
das ist Geschmacksache . Wenn ich als Vertreter eines
Gemeinwesens einen Vertrag abschließe , so ist es mir
lieber, man sagt mir nach , der andere Kontrahent sei
von mir , als ich sei von ihm zum Nachtheil des von
mir Vertretenen über's Ohr gehauen worden . Uebrigens
bin ich nicht hierher gesandt worden, um der Regierung
Schmeicheleien zu sagen , sondern um meiner Meinung
frei Ausdruck zu geben . Das habe ich gethan, und ich
kann von meinen Aeußerungen nichts zurücknehmen .

Zwischen den Ausführungen des Herrn Ministers und
der Regierungsbegründung besteht ein krasser Widerspruch :
der Herr Minister sagst ein Beharren der Regierung auf
dem ersten Angebot von 25 Proz . hätte unter Umständen
ein völliges Scheitern des Projektes zur Folge haben
können , das wollte die Regierung aber doch nicht auf
sich nehmen ! Demgegenüber führt aber die Vorlage aus ,
die Regulirung sei eigentlich für Baden nur schädlich .
(Minister des Innern vr . Schenkel : „Nur für Mann¬
heim und die Eisenbahnen, aber für das Land ist sie
nützlich !

" ) Ich habe gestern schon gesagt : wenn die
Eisenbahnen nicht mehr rentiren , so ist das badische Land
zur Bedeutungslosigkeit heruntergedrückt! — Die Regie¬
rung selbst fürchtet , daß durch die Rheinregulirung that -
sächlich keine Verbilligung , sondern eine Vertheuerung der
Frachten eintreten könnte . Damit aber stehen die Aus¬
führungen des Herrn Oberbaudirektors im Widerspruch .

Die Regierung steht also entschieden auf dem Stand¬
punkt, daß Baden 40 o/o beitragen soll , während die Kom¬
mission eine Reduktion dieses Beitrags auf 30 o/v wünscht.
Voraussichtlich wird der Kommissionsantrag angenommen ,
und die Regierung hat auf die Anfrage des Kollegen
Heimburger erklärt , daß sie für diesen Fall die Gelder
erst dann als disponibel erachte , wenn die Bedingungen
des Kommissionsvorfchlags erfüllt seien . Das ist eine
erfreuliche Zusage, und die Bedenken , die sich einem auf¬
drängten , die Regierung könnte am Ende trotzdem mit
den Arbeiten beginnen, sind damit wohl zum Theil zer¬
streut. Allein wenn wir anerkennen, daß diese Bestim¬
mung über die Kostenbetheiligung zu Ungunsten Badens
ausgefallen ist , so können wir nichts konsequenteres thun ,
als die erste Rate nicht zu genehmigen , sondern zunächst

abzuwarten, ob es der Regierung gelingt, die Voraus¬
setzungen zu erfüllen. Die in Folge dessen erforderliche
neue Vereinbarung wird nicht so rasch getroffen werden
können , und wir verlieren gar keine Zeit , wenn wir erst
in zwei Jahren die Anforderung genehmigen . Ich stelle
nicht gerne Blankowechsel aus . Es wird richtiger und kon¬
sequenter sein , wenn unser Antrag angenommen wird,
damit stellen wir uns der Ausführung der Rheinregu¬
lirung nicht entgegen .

Wenn man gestern geglaubt hat , ich habe die In¬
teressen Mannheims gar zu lebhaft vertreten , so wird
man doch zugeben müssen , daß jede Schädigung Mann¬
heims auch eine Schädigung der gesammten badischen
Interessen bedeutet . Das ist der Grund meiner Stellung¬
nahme. Thatsache ist , daß die Regierung ungezählte
Millionen für den Mannheimer Hafen ausgegebrn hat ,
dies geschah aber nicht lediglich im Interesse des Platzes,
sondern im wohlverstandenen Interesse des gesammten
Landes. Dieses „ Millionengrab " ist zu vergleichen mit
dem Grab , in das der Sämann seine Saat streut , damit
es ihm vielfach wiedergibt, was er ihm anvertraut hat .
In unseren Lokalinteressen werden wir in Mannheim im
allgemeinen schlecht behandelt : uns ist das Ober¬
landesgericht genommen worden , wir baten um Er¬
richtung einer Handelshochschule und einer Kunstgewerbe¬
schule — man war gegen unsere Bitten taub .
Wir haben überhaupt fast keine Staatsanstalten in
Mannheim , nur das Landesgefängniß hat man uns ge¬
gönnt (Heiterkeit ) , wir würden aber auch dieses gern auf
dem Altar des Vaterlandes opfern ! (Heiterkeit .) Wie
man sich dagegen sträubt , eine Verbesserung des Straßen¬
verkehrs auf beiden Seiten des Neckars herbeizuführen,
weiß der Herr Minister wohl selbst. Ich will gegen
Niemanden einen Vorwurf erheben , aber Thatsache ist,
daß bei jeder Gelegenheit jeder Abgeordnete, sobald von
irgend einem Orte seines Bezirkes die Rede ist , eine
große Rede hält . Das haben Sie von den Vertretern
Mannheims bis jetzt noch nicht gehört. Aber bei so
schwerwiegenden Fragen ist es unsere Pflicht und Schul¬
digkeit , auch hier die Interessen unserer Stadt zum
Worte kommen zu lassen . — Zum Schluß kommt Red¬
ner auf einen Artikel des „ Mannheimer Generalanzeigers

"

zu sprechen , in dem als Folge der Rheinregulirung der
Verlust der Selbständigkeit unserer Bahnen genannt ist.

Abg . Hergt stellt fest , daß keine grundsätzliche Stel¬
lungnahme gegen die Anträge der Kommission erfolgt ist.
Auch der Abg . Dreesbach ist zu einer grundsätzlichen
Ablehnung der Mitwirkung Badens nicht gelangt, ob¬
gleich man dies eigentlich nach seinen Ausführungen hätte
erwarten müssen . Er konnte dies wohl deshalb nicht
thun , weil eine solche grundsätzliche Ablehnung mit den
Prinzipien seiner Partei nicht in Einklang zu bringen wäre.
Eine Partei , die für die Verkehrsverbesserung und Ver¬
billigung eintritt , kann sich ja nicht einer solchen An¬
forderung grundsätzlich entgegenstellen. Herr Abg . Drees¬
bach hat seine Bedenken immer wieder der Regierungs¬
begründung entnommen . Ich glaube , es wäre ange¬
zeigt gewesen , mehr Rücksicht aus das im Kommissions¬
bericht niedergelegte Ergebniß der Kommissionsverhand¬
lungen zu nehmen . Der Herr Mnister hat gestern be¬
dingungslose Annahme der Vorlage gewünscht . Ich habe
es sehr vermißt , daß Herr Abg. Dreesbach sich nicht an
die durch den Kommisstonsantrag geschaffene neue Sach¬
lage gehalten , sondern sich nur gegen die Regierungs¬
vorlage gewendet hat . Herr Dreesbach hat von Neuem
die Ausführbarkeit des Unternehmens angezweifelt. Aus
dem Studium der Sache und der Denkschrift ergaben sich
für die Kommission genügende Gründe , welche die Aus¬
führbarkeit vollständig klarstellen. Herr Dreesbach hat be-
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hauptet , es hätten sich andere Autoritäten gegen die Mög¬
lichkeit der Durchführung des Projekts ausgesprochen.Leider hat er die Namen dieser Fachmänner nicht mit -
getheilt. Nach meiner Kenntnis; der Sache hat sich keine
hervorragende hydrotechnische Autorität dagegen ausge¬
sprochen . Herr Dreesbach hat leichten Herzens die Kostenum 100 Proz . , von 4 Millionen auf 8 Millionen , die aufuns entfallen, erhöht. Wenn er nicht volles Vertrauen
in den Regierungsvorschlag setzt , dann darf er doch von
uns nicht Vertrauen in seine viel willkürlichere Ansicht
verlangen . Auch die Frage der Eisenbahntarife ist in
der Kommission genügend erörtert worden . Die Kom¬
mission war nicht der Ansicht, daß die vorübergehenden
Schädigungen den Ruin der badischen Staatseisenbahnen
bedeuten werden. Durch die Konkurrenz wird eine Stär¬
kung der Stellung der Eisenbahnverwaltung Eintreten und
keine Schädigung . Das wird nicht mit einem Schlageeintreten . Aber auch die Rheinregulirung wird nicht an
einem Tage vollendet werden. — Hinsichtlich der gemisch¬ten Transitlager hat uns die Großh . Regierung ihre Ge¬
danken mitgetheilt . Herr Dreesbach prophezeit uns , daßwir solche niemals in Kehl bekommen werden . Die
Großh . Negierung dagegen hält dies für möglich . Wir
sind deshalb Wohl berechtigt, anzunehmen , daß aus
Billigkeitsgründen weitere Transitlager da errichtet wer¬
den , wo sich ein Bedürsniß ergibt . Herr Dreesbach hatnun eigentlich unter Aufgabe seines grundsätzlichenStand¬
punktes den Antrag auf vorläufige Ablehnung gestellt.
Dieser Antrag weicht seinem inneren Sinn nach nicht von
dem Kommissionsantrag ab . fIlbg . Dreesbach : Kon¬
sequenter!) Höhere Konsequenz kann ich darin nicht fin¬
den . Der Antrag der Kommission ist im Interesse der
wünschenswerthen Beschleunigung der Verhandlungen ,
insbesondere über die Tarifreqelunq , mit den anderen
Regierungen vorzuziehen. In der Verschiebung um zwei
Jahre sehe ich keinen Northeil . In unserem Interesse ,auch im Mannheimer Interesse , ist möglichste Beschleu¬
nigung der Verhandlungen zu wünschen . Der Antrag
fällt der Regierung bei den jetzt schon im Gang befind¬
lichen Verhandlungen in den Arm . — Redner trägtnochmals den Antrag der Kommission vor und bemerkt,daß eine Verausgabung des bewilligten Betrags erst zu¬
lässig sei , nachdem die Voraussetzungen erfüllt sind .Die Kommission glaubt mit ihrem Antrag diejenigen
Maßnahmen vorgeschlagen zu haben , die geeignet sind ,die sonst für uns eintretenden Nachtheile zu beseitigen.
Jeder Vertreter des badischen Landes — der Eisenbahn¬
interessen und der Interessen Mannheims — kann ruhig
für den Kommissionsantrag stimmen.

Der Antrag Dreesbach wird mit allen gegen 10
Stimmen abgelehnt , der .Kommissionsan¬
trag mit großer Mehrheit angenommen .

Abg . Kriechle berichtet über den Nachtrag zum
Spezialbudget des Finanzministeriums Ausgabe Titel
IV , Einnahme Titel I (Domänenverwaltung ) .
Die Anforderungen des ordentlichen und außerordent¬
lichen Etats des Ansgabetitels IV gaben zu einer Bean¬
standung keinen Anlaß . Für das Heidelberger
Schloß sind 85000 M . angefordert . Die Erläute¬
rungen sagen darüber u . a . :

„ Zur Gewinnung sicherer Grundlagen für die zur Er¬
haltung des Heidelberger Schlosses zu ergreifenden Maß¬
nahmen sind noch eine Reibe von Vorarbeiten — Unter¬
suchungen , Erhebung von Gutachten u . s . w . — erforder¬
lich . Zur Bestreitung der hierdurch entstehenden Kosten
wird fürsorglich ein Betrag von 35 000 M . angefordert .

"
Die Budgetkommission ist der Ansicht , daß dringend

zu wünschen ist , daß die Frage der Erhaltung der Heidel¬
berger Schloßruine einer richtigen Lösung zugeführt

wird , und daß alle Maßnahmen der Regierung gut zu
heißen sind , um Gewißheit über die mögliche Art der
Erhaltung zu erhalten und unnöthige Kosten zu ver¬
meiden.

Für Instandsetzung des Wohnungsanbaues am nörd¬
lichen Seitenflügel des Rastatter Schlosses sind
22 000 M „ für Verlegung des Bezirksamts Bruchsal
in das dortige Schloß 100 000 M . angefordert . Das
jetzige Bezirksamtsgebäude in Bruchsal soll weiter zu
staatlichen Zwecken verwendet werden. Weiter soll u . a.
ein neues Forstamtsdienstgebäude erstellt werden in
Todtnau für 74 000 M . Aus die von der Kommis¬
sion erhobenen Bedenken -wegen der Höhe des Bauauf¬
wands erwiderte die Regierung , daß nach den gemachten
Erhebungen die hohe Lage des Ortes u . s . w . erhöhte
Kosten verursache . Uebrigens solle nochmalige Prüfung
der Sache und , wenn möglich , Vereinfachung der Aus¬
führung erfolgen. Die Anforderung für Erweiterung
des Forsthauses in . Wolf ach war bereits im Haupt¬
budget eingestellt, ist indes behufs Umarbeitung des ur¬
sprünglichen Entwurfs zurückgezogen worden . Nachdemdas neue Projekt nunmehr vorliegt und die Verbesserung
der Unterbringung des Forstamts als dringlich zu be¬
zeichnen ist , wird die Anforderung noch für die laufende
Budgetperiode erneuert .

Anlaß zu besonderen Bemerkungen bietet nur noch 25
des Titels IV : Einrichtung einer Central¬
fernheizung im Großherzoglichen Hof¬
bezirke zur Beseitigung der bestehenden Feuers -
gesahr, ferner Verlegung und Vergrößerung
des Hofelektrizitatswerkes , sowie Ver¬
besserung des Hoswasserwerks , I . Anforderung400 000 M . Diese Anforderung ist in den Erläute¬
rungen eingehend begründet . In einer mündlichen Be-
rathung der Kommission mit dem Herrn Finanzminister ,
dem Präsidenten der Generalintendanz der Großh .
Civillisie und dem Vorstand des Hosbauamts wurden die
gedruckten Erläuterungen noch durch bemerkenswertbo
Mittheilungen über vorgekommene Störungen in den
Heizungseinrichtungen, .Kaminbrände u . s. w . ergänzt .Die Zustände seien unhaltbar . Das Bofbanamt habe sich
schon seit Jahren mit der Frage befaßt . Die technische
Losung habe aber Schwierigkeiten geboten. Die Besei¬
tigung der alten feuergefährlichen Heizungseinrich¬
tungen könne nicht länger verschoben werden . Es ist
nun der Vorschlag aemacht worden , im Wege der Erstel¬
lung einer Eentralbeizung die wünschenswerthe Feuer¬
sicherheit zu erzielen, eine Einrichtuna . die ja beute in
zahlreichen öffentlichen und privaten Gebäuden nach den
verschiedensten Systemen mit gutem Erfolg eingerichtet
ist . Ihre Durchführung ist durch die vorhandenen ge¬
räumigen Kamine wesentlich erleichtert, da in ibnen un¬
schwer die Leitungen verlegt werden können. Da auch
das Hofelektrizitätswerk einer Erweiterung bedarf , die
an seiner jetzigen Stelle nicht ausführbar ist , und das¬
selbe deshalb verlegt werden muß . kam man auf den Ge
danken , die Centralheizanlage mit dem Elektrizitätswerk
zu vereinigen und beide nach dem bereits bestehenden
Hofwasserwerk im Hardtwald zu verleaen . Eine solche
Centralfernheizung besteht bereits in Dresden , wo eine
größere Anzahl Hof - und Stnatsgebäude . insbesondere
das Schloß und das Hoftheater an eine Centralfernbei -
zung mit räumlich erheblich größerer Ausdehnung , als sie
hier in Frage siebt , angeschlossen sind . Nach den an Ort
und Stelle eingezogenen Erkundigungen bat sich die An¬
lage bisher in jeder Beziehung bewährt.

Von Dresden wurde ein Gutachten über die hier ge¬blaute Anlage nebst Kostenanschlägen erhoben. Es ist
beabsichtigt , bei Einführung der Centralfernheizung fürdas Residenzschloß und seine Nebengebäude die Dampf
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erzeugungsstelle auf dem Gelände des Hofwasserwcrks
zu errichten und bei Verlegung des Hofelektrizitätswerks
dahin unter ausreichender Vergrößerung desselben auch
mit Rücksicht auf weitere Bedürfnisse der Zukunft beide
Betriebe mit demjenigen des Hofwasserwerkes zu ver¬

einigen . Das hat den Vortheil , daß eine einheitliche
Kessel- und Maschinenanlage allen drei Zwecken dient
und daß dadurch mannigfache Vereinfachungen im Be¬
trieb und wirthschaftliche Vortheile erzielt werden . Der

Gesammteindruck in der Budgetkommission war , daß die

geplanten Herstellungen wünschenswerth und praktisch
sind. Die Gesammtkosten der Herstellungen sind nach
den vorliegenden Plänen und Kostenanschlägen aus
1476 000 Mark berechnet , wovon die Hälfte
mit 738 000 Mark auf den Domänengrundstock
übernommen , die andere Hälfte dagegen aus
Mitteln des Civillistegrundstocks bestritten werden soll .
Es handelt sich hier um zur Hofausstattung gehörige Ge¬
bäude und Anlagen , bezüglich deren nach dem Gesetz vom
3 . März 1854 der Civilliste als Nutznießerin die Unter¬

haltungspflicht obliegt , während für Hauptverbesse¬
rungen und Erweiterungen , wie sie hier in Frage stehen,
der Domänengrundstock aufzukommen hat . Wenn daher
im vorliegenden Fall dem letzteren nur die Hälfte der

Kosten zur Last gefetzt werden soll , so ist hierin ein Akt

weitgehenden Entgegenkommens der Hofverwaltung zu
erblicken .

Illach dem voraussichtlichen Verlauf der Bauarbeiten
wird für die Budgetperiode 1902/03 eine erste Rate mit
400 000 M . genügen .

Der Domänengrundstock wird als ausgeschiedener Ver¬

waltungszweig behandelt . Die Zinsen desselben werden
der Staatskasse zu allgemeinen Staatszwecken zuge¬
wiesen . Die Wirkung dieser Anforderung für die

Staatskasse besteht infolge dessen nur darin , daß ihr die

Zinsen des Kapitaltheils des Domänengrundstocks , der

für diese Anforderung bestimmt ist, verloren gehen . — .
Die Kommission wollte die Verantwortung für eine

etwaige Brandkatastrophe nicht übernehmen . Sie be¬

antragt deshalb in ihrer Mehrheit Genehmigung dieser
Position .

Ebenso stellt sie bezüglich aller übrigen Positionen des
Titels IV (zusammen 750 900 M .) und aller Positionen
des Titels I der Einnahmen den Antrag auf Genehmi¬
gung .

Sämmtlichx Positionen des Titels IV der Ausgaben
und Titel I der Einnahmen werden genehmigt .

Zu einer Debatte geben Anlaß 8 5a und 2 .5 des außer¬
ordentlichen Etats des Titels IV .

Zu 8 5a (Verlegung des Bezirksamts Bruch¬
sal in das S ch l o ß daselbst) :

Abg . Hosfmann vertritt hier das . Interesse der Stadt

Bruchsal . Die Räumung des Schlosses ist seiner Zeit im

Interesse seiner Erhaltung angeordnet worden . Nur

Lazareth und Osfizierskasino sind noch zu räumen ,
ersteres 1904 . In Bruchsal hält man es für fraglich,
oh es nicht räthlich wäre , auch das Bezirksamt nicht in

das Schloß zu verlegen , sondern ein neues Bezirksamt

zu errichten. Ich möchte an die Regierung die Bitte rich¬
ten , die Frage eines Neubaues wenigstens zu erwägen ,
ehe an die Ausführung der beabsichtigten Verlegung in
das Schloß geschritten .wird . Man meint in Bruchsal ,
daß ein Neubau im Schlußessekt nicht theuerer käme,
wenn man das Lazareth , das eine hohe Miethe zahlt , im

Schlosse belassen würde . Für das Bezirksamt tritt ja

durch die Verlegung eine Verbesserung ein . Aber Wohn-

und Geschäftsräume liegen in drei Stockwerken/was ein

Mßstand wäre . Ich bitte nochmals , die Frage eines

Neubaues in Erwägung zu ziehen . Bauplätze würden

zur Verfügung stehen.

Ainanzminister Or . Vuchcnbcrgcr stellt eine Prüfung
der Frage im Sinne des Vorredners in Aussicht. Zu
meinem Bedauern muß ich aber schon jetzt erklären , daß

nach dem Dafürhalten des Herrn Ministers des Innern
und meiner eigenen Ansicht diese Prüfung kaum ein den

Wünschen des Herrn Vorredners entsprechendes Ergeb-

niß haben wird . Es ist gewiß sehr sachgemäß, daß das

Bruchsaler Schloß auch fernerhin für staatliche Zwecke
verwendet wird , daß die dazu überhaupt geeigneten
Räume des Schlosses , soweit nothwendig , für öffentliche
Zwecke nutzbar gemacht werden . Eine angemessene Unter¬

bringung des Bezirksamts und der Dienstwohnung des

Amtsvorstands ist mit einer relativ nicht zu hohen Summe

im Schloß möglich . Wenn eine solche Möglichkeit mit

IM 000 M . gegeben ist, dann sollte man nicht an eine

Lösungsmöglichkeit der Frage denken, die das Zweifache
und Dreifache kosten würde . Das würde doch in das

Gebiet der Lurusverwendungen gehören , wenn die Er¬

reichung eines Zwecks mit billigeren Mitteln möglich wäre .

Nach Ansicht des Ministeriums des Innern ist die Dispo¬

sition in den künftigen Räumen eine durchaus sachgemäße
und es ist kein dienstlicher Nachtheil , daß nicht alle

Diensträume in demselben Stockwerk liegen , was ja auch
bei manchen anderen Bezirksamtsgebäuden der Fall ist.

Ich bitte das Haus , vorbehaltlich der noch anzustellenden

Prüfung , die aber kaum ein anderes Ergebniß haben wird ,

unserer Forderung zuzustimmen .

8 5a wird angenommen .

Zu 8 26 (Errichtung einer Centralfernhei¬
zung u . s . w . im Großh . Hofbezirke zu Karls¬

ruhe ) :
Abg . Eichhorn erhebt zunächst Protest dagegen , daß

wieder der schriftliche Bericht nicht gedruckt vertheilt wor¬

den sei . Wir sind auch für Abkürzung der Geschäfte,
meinen aber , daß solche bei anderen Gegenständen er¬

folgen könnte. (Zwischenrufe .) Die Verzögerung der

Geschäftsbehandlung liegt nicht an uns .

Als Redner weiter auf dieses Thema eingeht , wird er

vom Präsidenten Gönner unterbrochen : Das ist eine sehr

unnöthige Erweiterung der Verhandlungen , lieber jeden

Gegenstand kann nach der Geschäftsordnung auf Grund

mündlichen Berichts verhandelt werden und das ist noch

auf jedem Landtag geschehen . Durch Beschluß des Hau¬

ses ist der Gegenstand auf die Tagesordnung gesetzt
worden und daran ändert der Protest eines einzelnen
Abgeordneten nichts .

Abg . Eichhorn fährt fort : Ich verstehe nicht, warum
man diese Forderung erst im Nachtragsetat gebracht hat,
wo sie jetzt übers Knie abgebrochen wird . Nach den Er¬

läuterungen handelt es, sich doch um schon feit vielen

Jahren nothwendige Anforderungen . Warum erscheinen
sie erst im Nachtragsetat ? Unsere Finanzlage hat sich

doch inzwischen nicht geändert . Es ist kern goldener
Wolkenbruch inzwischen über uns gekommen . Es macht
den Eindruck, als ob man sich genirt hätte , diese Forde¬

rung im Hauptbudget einzustellen , als ob sie jetzt sozu¬

sagen unter der Hand bewilligt werden soll . Das

machen wir aber nicht mit . Wir sind gegen die Anforde¬

rung , weil wir eine staatsrechtliche Verpflichtung nach
dem Civillistegesetzt nicht anerkennen können . Es ist im

Gesetz kein Unterschied gemacht zwischen gewöhnlicher
Unterhaltung und neuen Anlagen . Wenn aber eine
Lücke im Gesetz besteht, so hätte die Regierung ja schon
lange Zeit gehabt , eine Aenderung vorzuschlagen . Das

Angebot der Civilliste , die Hälfte 8er Kosten zu tragen ,
scheint mir darauf zurückzuführen zu sein, daß man nicht
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sicher war , ob man nicht Alles bezahlen müsse . Die Noth-
wendigkeit eines Umbaues mag bestehen . Man hätte
aber auch in billigerer Weise durch Erbauung neuer
russischer Kamine die Feuersgefahr beseitigen können.
Nun wird ausgeführt , daß dann auch die Ausstattung
der Zimmer hätte verändert werden müssen . Darauf
erstreckt sich aber doch unter keinen Umständen die Ver¬
pflichtung des Staates . Auch zur Beseitigung der in den
Licht- und Wasserverhältnissen vorhandenen Mitzstände
besteht keine rechtliche Verpflichtung. — Der Zeitpunkt
für eine solche Forderung ist außerdem im Hinblick auf
die Finanzlage , die zur Zurückstellung der Forderungen
der Volksschullehrer u . s. w . , zur Ablehnung des erhöh¬
ten Staatszuschusses an die Kreise u . a . m„ führte , nicht
glücklich gewählt. Wenn es so lange gegangen ist, dann
kann es auch noch eine Weile weiter gehen. Der Herr
Berichterstatter hat zwar gemeint, daß es nicht nur um
die geringen Zinsen des dem Domänengrundstock zu ent¬
nehmenden Kapitals handle, die der Staatskasse ent¬
gingen . Diese 400 000 M . hätten aber auch für andere
nothwendige Ausgaben verwendet werden können. Mit
dem Geldmangel kann es nicht so weit her sein , wenn
man derartige Anforderungen macht . — Redner wieder¬
holt die Gründe , aus denen seine Fraktion gegen die An¬
forderung stimmen werde, und betont noch, daß es bei der
Summe von 400 000 M . Wohl nicht bleiben werde.

Mg . Muser : Was die Noth Wendigkeit der geplan¬
ten Bauausführungen anlangt , bin ich geneigt , der Re¬
gierungsbegründung beizupflichten . So bedauerlich es
wäre, daß so große Aufwendungen bei einer so schlechten
Finanzlage gemacht werden müßten , so müßte man dem
Bedürfniß doch gerecht werden , wenn die Frage nach dem
Vorliegen einer Rechtspflicht des Staates zur Ueber-
nahme dieses Aufwandes besaht werden müßte . Das ist
aber eine juristische Frage , bei der man also verschiedener
Meinung fein kann . Ich für meine Person komme zu
der Ansicht, daß diese Rechtspflicht nicht vorliegt. Die
Regierung meint , die Civilliste habe die Nutznießung an
diesen Domänengrundstücken und sei nicht verpflichtet , aus
ihrem Fond beizutragen zu Hauptausbesserungen ; diese
müssen also aus Domänengrundstocksmitteln bestritten
werden . Um eine „ Nutznießung" kann es sich aber gar
nicht handeln , nur um eine „ Benutzung" im Sinn des
Gesetzes. Die Regierung kann doch auf Grund des 8 59
der Verfassung nicht der Meinung sein , daß die Domänen
Staatseigenthum seien, sie muß vielmehr annehmen, daß
sie Patrimonialeigenthum des Fürsten feien , oder daß die
Frage mindestens zweifelhaft sei . Wenn die Domänen
Patrimonialeigenthum find, so enthält die Civilliste und
das Civillistengesetz nur die Konstatirung der Thatsache,
daß ein Theil der Bezüge , die dem Fürsten zukommen ,
der allgemeinen Staatskasse zufließen . Eine Nutznießung
an eigener Sache gibt es aber nicht . — Stellt man sich
auf den entgegengesetzten Standpunkt , den ich einnehme,
wonach die Domänen Staatseigenthum sind , dann ist die
Nutznießung ebenfalls ausgeschlossen, da diese dem Privat¬
recht angehört. Der Fürst hat aber an diesen Gebäuden
kein Recht aus Grund Privatrechtstitels , sondern kraft
Hoheitsrechtes , kraft Fürstenrechts.

Man wird sagen : wenn das Civilrecht auch nicht die
Entscheidung geben kann, so kann es doch zur Auslegung
herangezogen werden . Dieser Einwurf entbehrt nicht einer
gewissen Berechtigung . Maßgebend ist die Intention des
Gesetzgebers. Das Gesetz von 1854 behandelt aber die
Civilliste nicht als Recht an fremdem Grundstück, sondern
nur als einen von der Nutzung , die dem Eigenthümer
als solchem eigentlich gebührte , zurückbehaltenen Betrag .
Der Eigenthümer muß aber für Hauptausbesserungen
auskommen , selbst wenn man das Civilrecht heranzieht.

Allein ich glaube, daß das Gesetz gar keiner Heranziehung
des Cwilrechts bedarf. Die Frage liegt so : was versteht
der Gesetzgeber unter den Unterhaltungskosten , die
aus der Civilliste zu befriedigen sind ? Man hat nur dann
das Recht , eine Unterscheidung zwischen Haupt - und Neben¬
ausbesserungen in das Gesetz hineinzuinterpretiren , wenn
ein Zweifel besteht , und wenn dies der Intention des
Gesetzgebers entspricht . Es kann aber kein Zweifel dar¬
über bestehen, daß der Gesetzgeber, der selbst keine solche
Unterscheidung vornimmt , auch keine gewollt hat . Hier
handelt es sich aber meines Erachtens um Unterhaltungs¬
bauten. Ich muß den Beweis der Regierung dafür ab -
warten , daß dem nicht so ist . Andernfalls bin ich ge¬
zwungen , gegen die Position zu stimmen .

Abg . Gießler nimmt namens der Kommission zuerst
Stellung zu dem Proteste des Abg . Eichhorn dagegen ,
daß der Bericht der Kommission nicht im Drucke erschien.
Hierauf wendet er sich zu der zu beratenden Position .
Uebcr die Nothwcndigkeit der Bauausführungen be¬
steht kein Zweifel . Daß die Kamine umgeändert werden
müssen , steht fest , der praktischste Weg aber ist der von
der Regierung vorgeschlagene der Einrichtung einer Ccn-
tralheizung. Wenn wir die Regierung di äugen würden
zur Erstellung russischer Kamine, so würden wir wohl
schließlich viel mehr Geld aufwenden müssen , denn manche
Schäden würden sich erst beim Einrichten zeigen . Die
Kamine sollen aber gar nickt eingerissen werden ! —
Unter der „ Ausstattung " ist nicht die Mibiliarausstattung
verstanden , sondern die andere große künstlerische Aus¬
stattung des Schlosses (Stuck , Marmor rc .) , das alles
beim Einreißen der Kamine beschädigt würde und in ent¬
sprechender Weise wieder hergestellt werden müßte . Hier¬
für müßten wir auskommen , denn es sind Bestandtheile
des Schlosses . — Auch die Beleuchtungseinrichtung soll
deshalb geändert werden , weil auch sie Feuersgefahr in
sich schließt. Damals , als sie geschaffen wurde, hatte man
eben die Erfahrungen von heute noch nicht.

Was dann die Rechtspflicht anlangt , meint der
Abg . Muser , es handle sich um eine juristische Frage ,
über die man wohl verschiedener Ansicht sein könne . Mit
dieser Frage hat sich dieses Haus schon oft praktisch und
theoretisch beschäftigt. Praktisch stand das Hans immer
auf dem Standpunkt , daß der Domänengrundstock bau¬
pflichtig sei für Erweiterungen und Hauptausbesserungen.
Auf dem Landtag 1895/96 wurde die Frage auch theo¬
retisch des Langen und Breiten erörtert . Auch damals
schon hatte der Abg . Muser eine Ansicht , die von der¬
jenigen der anderen Juristen des Hauses wesentlich ab¬
wich . Damals stimmte das Haus aber der Kommissions-
anficht zu , wonach den Staat die Baupflicht treffe . Der
Abg . Muser meint , als Nutznießer könne die Civilliste
nicht betrachtet werden . Mag man dies aber als Nutz¬
nießung oder als Benützung auffassen , so kommt das
ganz auf das Gleiche heraus . Es ist dann eben nur
statt Landrechtssatz 605 Landrechtssatz 6s5 maßgebend,
der ungefähr dasselbe sagt : der Nutznießer oder Benutzer
hat eben die bauliche Unterhaltung zu tragen . Der
Abg . Muser meint weiter , man könne hier kein Civilrecht
anwenden , nur das öffentliche Recht könne maßgebend
sein , und man könne zwischen Haupt - und Nebenaus¬
besserungen nicht unterscheiden . Ich glaube , beim Lesen
des Wortlauts der betreffenden Stelle des Civillisten -
gesetzes wird jeder Laie sagen , daß mit „ Unterhaltung "
keine großen Bauten gemeint sein können . Wir müssen
vielmehr auch hier unterscheiden zwischen Unterhaltung
zum Gebrauch und Erneuerung , die den Bestand sichern
soll . Das Civillistengesetz wurde zu einer Zeit erlassen ,
wo der Begriff „ Unterhaltung "

gang und gäbe war . Er
wurde aus dem Civilrecht einfach herübergenommen, des-
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halb kann man auch mit Fug und Recht das Landrecht
zur Interpretation Herangehen. Darnach ist es nicht
zweifelhaft , das, eine Hauptausbefserunq vorliegt , wenn
Kamine eingerissen . neue Balken eingezogen , neues
Mauerwerk anfgestihrt werden soll . Die Zentralheizung
ist aber nur ein Stellvertreter dieser Umbauten.

Der Mg . Muser hat die Sache von der Eigenthums-
frage aus bestritten. Die Domänenfrage ist aber nicht
entschieden, darum ist auch der Vordersatz der Muser 'schen
Deduktion nicht ohne weiteres anzunehmen. Weil die
Frage aber strittig ist , hat man sie praktisch geregelt.
Deswegen dar? man aber auch nicht deduciren , wie Muser
es that . Die Civilliste hat nur die gewöhnliche Unter-
baltnng zu besorgen , den Domänengrundstock treffen die
Hauptausbesserungen. Also kann das Haus der Anforde¬
rung zustimmen .

Man könnte vielleicht streiten über den Umfang der
geplanten Anlagen . Die Civilliste hat sich aber , gerade
wegen dieses Umfangs in dankenswertster Weise angesichts
unserer ungünstigen Fiananzlage bereit erklärt, die Hälfte
der — eigentlich dem Domänengrundstock zur Last fallen¬
den — Kosten zu übernehmen. Darum brauchen wir
uns auch auf Erörterungen wegen des Umfangs gar nicht
einzulassen , auf jeden Fall beträgt das vielleicht Ver¬
meidliche hei weitem nicht so viel als die von der Civilliste
übernommene Summe .

Mg . vr . Wilckens : Ich möchte vor Allem erklären , das;
wir auf dieser Seite des Hauses für die Anforderung
stimmen werden . Wir thun das deshalb , weil wir so¬
wohl von der Nothwendigkeit der in Aussicht genom¬
menen baulichen Herstellungen überzeugt sind , als auch
deshalb , weil wir der Meinung sind , daß eine rechtliche
Verpflichtung des Staates zu den in Betracht kommenden
Bauten gegeben ist . Es ist ja allerdings von zwei Sei¬
ten im Lause der heutigen Debatte bestritten worden,
daß eine rechtliche Verpflichtung des Staates in Frage
kommt. Der Kollege Eichhorn bat auch die Nothwendig¬
keit der Maßnahmen bezweifelt. Nun ich meine, darüber
kann eigentlich kaum ein Zweifel bestehen und der Mg .
Eichhorn wird das Wohl selbst zugeben. In der Budget¬
kommission ist uns von Sachverständigen die unumgäng¬
liche Nothwendigkeit der Maßnahmen nachgewiesen wor¬
den . Wenn man die Feuersgefahr , die für das
Schloß und das Theater besteht , in Betracht zieht , so muß
man ohne Weiteres die Nothwendigkeit zugeben. Mir
und meinen freunden wäre es auch lieber gewesen , wenn
die Forderung gleich von Anfang eingebracht worden
wäre . Wenn der Mg . Eichhorn meinte , daß man am
Schlüsse der Tagung die Sache besser durchbringen und
über' s Knie brechen könne, so ist das ein Vorwurf , gegen
den die Negierung sich selbst vertheidigen möge. Soweit
aber ein Vorwurf gegen die Kommission gerichtet gewesen
sein sollte , so müßte ich diesen zurückweisen . Man bat
eben erst in den lebten Monaten eingesehen , daß sich die
baulichen Maßnahmen nicht mehr länger hinausschieben
lassen , und die Volksvertretung kann es nicht auf sich
nehmen , daß für das Schloß oder das Theater Zustände
weiter bestehen , die Menschenleben in Gefahr bringen
können. Was die Rechtspflicht des Staates angeht , so
bin ich der Ansicht , daß eine solche im vorliegenden Talle
besteht . In der Budgetkommission waren wir mit einer
einzigen Ausnahme nicht im Zweifel dnriiber und wir be¬
trachten es als ein weitgehendes Entgegenkommen, daß
die Civilliste die Hälfte der Kosten übernimmt . Der
Kolleae Eichhorn hat den Zeitpunkt für ungeeignet gehal¬
ten . Ja , wenn einmal die Nothwendigkeit zu baulichen
Maßnahmen vorliegt , so muß man eben zur Ausführung
schreiten . Was den bei anderen Gelegenheiten von der
Regierung angeführten Geldmangel angeht , so habe ich

z . B . auch bedauert , daß seitens des Staates eine Unter¬
stützung der Kreisverbände nicht beliebt worden ist, aber
hier läßt sich doch die Nothwendigkeit der Bauausfüh¬
rungen nicht umgehen . Im Interesse der Sicherheit des
Schlosses und seiner Bewohner und des Hoftheaters und
seiner Besucher erkennen wir die Nothwendigkeit der bau¬
lichen Maßnahmen an und wir sind weiter der Meinung ,
daß eine rechtliche Verpflichtung dos Staates besteht , wie
übrigens schon in früheren Fällen anerkannt worden ist .

Finanzminister l ) r . Bnchenberger: Ihre Budgetkom¬
mission theilt unsere Ansicht , daß einerseits die beabsichtig¬
ten Bauausführungen nothwendig sind , und daß anderer¬
seits eine Rechtspflicht des Staates besteht , die hierdurch
verursachten Kosten zu tragen . Die Mgg . Gießler und
Dr . Wilckens haben in dankenswertbor Weise diese An¬
sicht der Kommission bestätigt in Zurückweisuna der
iuristischen Ausführungen des Mg . Mnser . Für den
Mg . Eichhorn sind die Darlegungen des Kommissions-
bcrichtes offenbar nicht vorhanden gewesen . Seine lan -
aen und zum Theil sehr unzutreffenden Ausführungen
hätte er sich sparen und sich auf die drei Worte beschrän¬
ken können : „Ich will nicht ! " Das war doch seiner
langen Rede kurzer Sinn . Unbefangenheit und Sach¬
lichkeit kann ich in diesem Verhalten nicht erkennen. Er
hat es der Regierung Zum Vorwurf gemacht , daß sie diest
Anforderung erst in den Nachtrag aufnahm . Daß dies
nothwendig war , bedauere ich selbst, es war meine feste
Absicht, sie schon ins Hauptbudget aufzunehmen , weil es
mir von seher unsympathisch war , auch nur den Schein
einer Ueberrumvelung der Volksvertretuna zu erwecken.
Diese Absicht hat sich jedoch nicht als realisirbar erwiesen .
Die Unhaltbarkeit der Zustände des Schlosses ist zwar
schon seit einer langen Reibe von Iabren erkannt , es hat
aber bisher an einem praktikabeln . Lösungsproiekt ge¬
fehlt, und man ist auf ein solches erst gekommen , als man
auf das System der Fernheizung und die günstigen Er¬
folge aufmerksam wurde , die man damit in Dresden er¬
zielte. Nun war schon im letzten Spätherbst ein Prosekt
vorgeleaen, dessen Aufwand sich aber so hoch bezifferte,
daß die Finanzverwaltung sich die Frage vorlegen mußte ,
ob die vom Gochbauamt vorgosckllagene Lösungsmöglich¬
keit die einzige denkbare sei , ob es nicht vielleicht eine
andere billigere gebe . Darum war es der begreifliche
Wunsch der Finanzverwaltung , im übrigen auch der
Generalintendanz selber , über das Projekt ein Obergut¬
achten hervorragender Techniker zu erhalten . Das ist ge¬
schehen ; da aber diese Gutachten erst in den letzten
Wochen eingekommen sind , so erübrigte nur die Auf¬
nahme dieser Anforderung in das jetzt vorliegende Nach
tragsbudget .

Der Mg . Eichhorn setzt voraus , daß Leistungen aus
Domänengrundstocksmitteln auf die allgemeine Staats -
baushaltsbilanz von irgend welchem Einfluß seien ,
mindestens scheint er anzunehmen , daß die angeforderte
Summe für andere allgemeine Staatszwecke disponibel
wäre , wenn sie für den ietzt vorgeschlagenen Sveziglzweck
verweigert würde . Nach den bestehenden Verfasfungsbe-
stimmungen ist aber das Vermögen des Domänengrund¬
stocks ein ausgeschiedener Tbeil des Staatsvermögens ,
und die Ausgaben zu seinen Lasten find verfassungs¬
mäßig dahin festgelegt , daß sie nur zum Nutzen und
Besten der Domänenzwecke Verwendung finden können ,
sek es zu neuen domanialen Erwerbungen , sei es zn
Kapitalinvestirungen ans Domänengrundstocksgebäude.
Wenn eine solche Verwendung aber nicht Platz greift ,
wenn also die gegenwärtige Anforderung abgelehnt wer¬
den sollte , so würde auch nicht ein rother Heller zu an¬
deren allgemeinen Staatsverwaltungszwecken flüssig wer¬
den . Sonach ist auch der Einwurf des Mg . Eichhorn,

oo
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der Zeitpunkt der Anforderung fei ungünstig gewählt ,gänzlich unstichhaltig.

Das Domänengrundstockskapitalvermögen ist unter
Umständen gebildet worden, die klar erkennen lassen,daß es sich bei Entnahme aus seinen Mitteln niemals umein Opfer von Seilen des Landes handeln kann. Esstammt aus der Veräußerung von landwirthschastlichen
Domänengrundstücken, und der größte Th eil des jetzt 8bis 9 Millionen , betragenden Grundstockes ist dem Um¬stand zu verdanken, daß es gelang , durch geschickte Aus¬
nutzung der Konjunkturen bisher landwirthschastlichesGelände zu industriellen und Bauzwecken um vortheilhastePreise abzustoßen. Es handelt sich also zum großenTheil um Konjunkturen-, um Glücksgewinnste , und weildem so ist, siel es seither sowohl der Regierung , als auchder Volksvertretung verhältnißmätzig leicht, aus diesemFond selbst solche Ausgaben zu beschließen, die vielfachrein ästhetischen oder kunsthistorischen Bedürfnissen em¬sprangen, wobei Redner auf die Ausgaben für das Heidel¬berger und Bruchsaler Schloß verweist . Vorliegenden¬falls sind es nun aber geradezu zwingende Noth -

Wendigkeiten , die zu einer Entnahme von Mittelnaus dem Domänengrundstock Anlaß geben ; und wennvon einer Leistung der Staatskasse überhaupt gesprochenwerden kann, so kann es sich höchstens um entgehendeZinsennutzung aus dem aufzunehmenden Kapitaltheilhandeln . Wenn also die Hälfte der auf IV 2 Millionen
veranschlagten Kosten mit 760 000 M . auf den Domänen¬
grundstock übernommen werden, so wird der Effekt dersein, daß ein jährlicher Zinsenaussall von rund 26 000Mark entsteht. Auch den Abgg . Eichhorn und Musersollte es also nicht übermäßig schwer fallen , eine solcheBagatellsumme zu genehmigen , wenn dadurch ver¬hütet werden kann, daß eine vielleicht schwere Katastrophedas Schloß und seine Bewohner oder das Theater undseine Besucher trifft . Diese Mumme stellt eine Risiko¬prämie dar, die füglich von jedem Mitglied des Hausesverantwortet werden kann und verantwortet werdensollte.

und Verpflichtungen auf das Genaueste umschrieb undeben deshalb haben wir uns streng an den Wortlaut
dieses Gesetzes betreffs des Umfangs der auf der Civil -
liste haftenden Lasten zu halten . Die Regierung vorAllem hat die Pflicht , darauf zu sehen, daß der Civillistenicht unbegründete Zumuthungen gestellt werden ; LiefePflicht fällt der Regierung , aber auch der Volksvertretung
namentlich in einem Zeitpunkt zu, in dem die Verhältnisseder Civilliste knapp und schwierig geworden sütd, da seit26 Jahren keine Erhöhung eintrat , obgleich inzwischender Geldwerth bedeutend gesunken und der aus ihr zubestreitende persönliche und sachliche Aufwand bedeutend
gestiegen ist ; nach der persönlichen Seite , weil in
Leinselben Tempo , in dem der Staat seine staatlichenBeamten aufgebessert hat, der Hof es für seine Pflichthielt , auch die Hofbeamten entsprechend aufzubessern ; in
sachlicher Hinsicht, weil die zahllosen Bauobjekte , diein der Verwaltung der Civilliste sich befinden , einen von
Jahrzehnt zu Jahrzehnt steigenden Bauaufwand erfordernaus sehr erklärlichen Gründen , da es zum großen Theilsehr alte Objekte sind. Und die meisten dieser Objektesind gar keine Genußobjekte für die Krone und für denHof, sondern es sind einfach Lastenobjekte , die Wohlder Bevölkerung als solcher zu ihrem Genuß dienen , vondenen aber der Hof als solcher außerordeittlich wenig hat .Ich erinnere nur an die großen Aufwendungen , die all¬
jährlich für das Schloß in Schwetzingen gemacht werden .Wem dienen diese Aufwendungen ? Am allerwenigstender Krone und den Angehörigen des Größt) . Hauses . Icherinnere daran , wie groß die Lasten sind, die die Civil¬
liste für das Theater bestreiten muß , bis zu 400000 Bk.jährlich, das sind nahezu 25 Proz . der ganzen Civilliste ,während der Großherzog und die Angehörigen des Größt) .Hauses Wohl diejenigen Personen im Lande sind, die den
allerwenigsten Gebrauch von dem Hoftheater machen. Icherwährre dies, wohl wissend, daß, wenn ich dies sage, esden Absichten der Krone vielleicht nicht entspricht. Ichhabe es aber für meine Pflicht gehalten , gegenüber den
Ausführungen des Abg . Muser und gegenüber seinemDer Abg . Muser hat juristische Bedenken ge-MVersuch , die Civilliste noch weiter zu belasten , als nachäußert und eine Reihe von Deduktionen vorgeführt , aufWdem klaren Wortlaut des Gesetzes und nach der über-die einzugehen ich mir ersparen kann , nachdem sie schon^ wiegenden Auffassung der Volksvertretung seither als zu-seitens der Abgg . Gießler und vr . Wilckens jo vortreffliche Erwiderung gefunden haben . Nicht das ist wesent¬lich , daß man sich auf feinsinnige Untersuchungen darübereinläßt , ob die Krone Eigentümer oder Nutznießer des

Domänenguts sei ; entscheidend ist vielmehr , was das
Civillisten -Gesetz sagt , und an einer klaren und unzwei¬deutigen Gesetzesbestimmung sollte man nicht deu¬teln und nicht rütteln . Das Gesetz von 1864
schreibt der Civilliste die Unterhaltungs¬pflicht zu . Dabei muß es sein Bewenden
haben , und man darf ihr nicht auf Grund künstlicherKonstruktionen darüber hinaus auch Hauptausbesserungenund Neubauten zuschieben wollen . Der Z 69 der Ver¬
fassung steht auf dem Standpunkt , daß die Krone Patri -
monialeigenthümer der Domänen sei. Daraus könnte
man ja mit dem Abg . Muser zu schließen sich berechtigthalten , daß sie auch alle Lasten , einschließlich der Neu¬
baulasten , zu tragen habe . Die Krone hat aber, als siedie Verfassung gab , aus dem vorbehaltenen Eigenthums¬
recht nicht die äußersten Konsequenzen gezogen , die dahin
gegangen wären , daß der Krone auch die Revenüen aus
dem Domanialbesitz ungeschmälert verbleiben . Im Gegen -
theil bestimmt der 8 69, daß die Revenüen aus dem Do¬
manialbesitz großentheils der Landesfinanz gewidmet sein
sollen, die Krone selbst hat sich mit einer verhältnißmätzig
geringen Quote begnügt . Im Zusammenhang mit die¬
ser Ordnung steht es aber, daß schon von Anfang an das
Civillistengesetz die der Civilliste obliegenden Leistungen

lässig erachtet worden , auch an dieser Stelle einmal
nachdrücklich darauf hinzuweisen , welche außer¬
ordentliche Zurückhaltung die Krone demLande gegenüber in Bezug auf die Civilliste seitvielen Jahren bethätigt hat . Und diese Zurück¬haltung ist nun auch wieder in dieser Frage zu Tagegetreten . Nicht deshalb übernimmt der Civillist en¬
grundstock die Hälfte des Aufwands für die geplanten bau¬
lichen Herstellungen , weil juristisch die Frage der Ver¬
pflichtung des D 0 m ä n e n grundstocks eine zweifelhafteist, sondern wesentlich aus dem Grund , weil der Krone an¬
gesichts der anderweiten großen Ansprüche an den Do¬
mänengrundstock zum allgemeinen Landesbesten eine
thunliche Schonung der Bestände des Domänengrunü -
stocksvermögens am Herzen liegt . Es steht also ein Li¬
beralitätsakt in Frage , der freilich keineswegs ver¬
einzelt ist. Seit Jahrzehnten wurden auf den Civillisten -
grundstock Millionen übernommen , die streng genommendein Domänengrundstock hätten zur Last fallen müssen,wenn die Krone dies verlangt hätte . In den letzten 50
Jahren wurden aus Mitteln des Civillistengrundstocksan baulichen Ausgaben bestritten : für das Karlsruher -
Schloß über 500 000 M ., für das Hoftheater 400000 M .,für die Schlösser in Badenweiler 280 OM M . , in
Schwetzingen 70 OM M . und in Baden -Baden 2M OM Dl .Diese nur beispielsweisen Aufführungen werden
bestätigen , was ich gesagt habe. Ich freue mich, daß der
Herr Berichterstatter und die Abgg . Gießler und Wilckens
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ausdrücklich und mit Worten des Dankes das Vorliegen
eines hochherzigen Liberalitätsaktes der Krone anerkannt
haben .

Ich bitte um Zustimmung zu dem Antrag der Budget¬
kommission .

Abg . Muser wiederholt, daß er lediglich seine eigene
persönliche Ansicht vertreten habe. Vom juristischen Stand

Punkt aus habe ich mich gegen die Anforderung aus¬

gesprochen , dabei aber zugegeben , daß man verschie¬
dener Ansicht sein kann. Auf die Sache selbst will ich
nicht mehr eingehen , sondern nur gegenüber einer

Aeußerung des Herrn Finanzministers betonen , daß ich
cs nicht für meine Pflicht halte , bei Liberalitätsakten der
Krone meine juristischen Bedenken zu unterdrücken . Dazu
bin ich nicht hierher geschickt. Man kann anderseits der

Volksvertretung gewiß nicht den Vorwurf machen , daß
sie es ihrerseits an Liberalitätsakten habe fehlen lassen .
Ich erinnere nur au das Erbgroßherzogliche Palais in
Karlsruhe .

Abg . Kriechle weist im Schlußwort darauf hin , daß
ihm erst am letzten Freitag Abend die Erstattung des
Berichts übertragen worden sei , den er dann Sonntags

ausgcarbeitet habe! , weil er Samstags nach Hause habe
fahren müssen . Infolgedessen sei die Drucklegung nicht
mehr möglich gewesen. — Ich glaube , das Haus kann

ohne Bedenken unserm Antrag zustimmen.

Abg. Eichhorn bemerkt (persönlich) , daß er weder der

Kommission noch dem Herrn Abg. Kriechle einen Vor¬

wurf machen wollte , daß es aber möglich gewesen wäre,
den Bericht erst zwei Tage später auf die Tagesordnung
zu setzen .

Präsident Gönner erwidert, daß das . wenn das Finanz¬
gesetz noch im Juni zur Verabschiedung gelangen soll,
nicht angängig gewesen sei .

8 25 wird mit allen gegen 6 Stimmen angenommen
und sodann die Sitzung kurz vor */i2 Uhr geschloffen.

Berichtigung . Im Bericht über die 108 . Sitzung
(Beilage Nr . 168) ist auf Seite 777 in der Rede des
Abg . Obkircher ein Druckfehler unterlaufen . In dem

Satze „ Das Bedürfniß der Taubstummen darf nicht in
den Vordergrund gestellt werden, sind die Worte „ darf
nicht " durch „muß "

zu ersetzen .

i

> -r«n1»»o«Mch stk di« S«mdtag«-Bctlagc L Nmhauer , — Druck und v Braun 'schr tzofbuchdruckeret . Beide in tariStuhe,
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